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Hefte weg, Ferienzeit: Ab sofort stehen Freude und Erholung auf dem Stundenplan, denn in Baden-
Württemberg beginnen die Sommerferien (Foto: dpa). Mehr als sechs Wochen

lang müssen die Schüler keinen einzigen Gedanken an Schule oder bevorstehende Klassenarbeiten verschwenden. n Sonderseite

Bayreuth startet im Dauerregen
Königliche Gäste beim Auftakt der 106. Richard-Wagner-Festspiele

Bayreuth (dpa/BNN). Mit königlichem
Glanz sind gestern die 106. Bayreuther
Festspiele eröffnet worden. Bei Dauerre-
gen und herbstlichen Temperaturen
kam Königin Silvia von Schweden in ei-
nem dunkelblauen und mit Pailletten
besetzten Kleid. Die Ehefrau von Bay-
erns Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU), Karin Seehofer, hielt ihr einen
Regenschirm auf dem Weg über den ro-
ten Teppich. Der Regierungschef beglei-
tete Schwedens König Carl Gustaf.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
erschien an der Seite ihres Mannes Joa-
chim Sauer. Zum Start der Festspiele
stand Richard Wagners Oper „Die Meis-
tersinger von Nürnberg“ in einer Neuin-
szenierung unter der Regie von Barrie
Kosky auf dem Programm (Besprechung
folgt in der morgigen Ausgabe).
n Von den Bayreuther Festspielen be-

richtet BNN-Redakteurin Isabel Step-
peler heute im „Zeitgeschehen“ sowie in
einem Internet-Tagebuch (bnn.de).

KANZLERIN AM FESTSPIELHAUS: Angela Merkel kam mit ihrem Mann Joachim Sauer
zur Eröffnung, die auch vom schwedischen Königspaar besucht wurde. Foto: dpa

Polizei fasst
Kettensägen-Mann
Schaffhausen (dpa). Die Polizei gibt

Entwarnung: Schweizer Beamte haben
den Kettensägen-Angreifer von Schaff-
hausen gefasst. Er war kilometerweit
vom Tatort entfernt. Der 50-jährige
Franz W. sei in Thalwil südlich von Zü-
rich festgenommen worden, teilte gestern
am späten Abend die Polizei mit.

Wie der Mann die rund 60 Kilometer
vom Tatort bis nach Thalwil zurückge-
legt hat, blieb zunächst offen. Auch Ein-
zelheiten zur Festnahme nannte die Poli-
zei nicht. Sie will erst heute nähere An-
gaben machen. n Südwestecho

BGH urteilt
zur Pauschalreise

Karlsruhe (dpa). Der Bundesgerichts-
hof (BGH) hat Reiseveranstaltern er-
leichtert, hohe Anzahlungen für Pau-
schalreisen zu verlangen. Die Unterneh-
men dürfen eine Forderung von mehr als
den üblichen 20 Prozent des Preises da-
mit rechtfertigen, dass sie Provisionen
an Reisebüros zahlen müssen, entschie-
den gestern die Karlsruher Richter. Die
Vorinstanz hatte dies anders gesehen.
Der Senat entschied bereits zum zweiten
Mal in einem Rechtsstreit zwischen dem
Bundesverband der Verbraucherzentra-
len und der TUI. n Wirtschaft

DFB-Frauen
im Viertelfinale

Utrecht (dpa). Die deutschen Fußball-
Frauen haben sich bei der EM in den
Niederlanden als Vorrundensieger für
das Viertelfinale qualifiziert und treffen
nun am Samstag auf Dänemark. Im letz-
ten Gruppenspiel schlug der achtmalige
Europameister das Team aus Russland
am Dienstag mit 2:0 (1:0). Die Tore in
Utrecht erzielten Babett Peter (10. Mi-
nute) und Dzsenifer Marozsan (56.) je-
weils per Foulelfmeter.

Den zweiten Platz in der Gruppe B be-
legte Schweden trotz einer 2:3 (1:2)-Nie-
derlage gegen Italien. n Sport

Wohlfahrt einigt
sich mit Hotelchef

Pforzheim/Baiersbronn (BNN). Frie-
densschluss statt Gerichtsurteil: Spit-
zenkoch Harald Wohlfahrt hat sich mit
seinem Arbeitgeber gütlich geeinigt.
Über die Details wurde Stillschweigen
bewahrt. Nur eins ist klar: Als Küchen-
chef kehrt Wohlfahrt nicht mehr in die
„Schwarzwaldstube“ zurück. Das teilte
das Arbeitsgericht Pforzheim im voll be-
setzten Sitzungssaal mit. Die Einigung
sei einvernehmlich, erklärte der Anwalt
des Hotels Traube Tonbach, zu dem das
Feinschmecker-Lokal in Baiersbronn
gehört. n Südwestecho

Mit Losglück
zum Auftrag

Graben-Neudorf (madl). Glücks-
spiel ist der öffentlichen Hand – es
sei denn, es geht um das Beitreiben
diesbezüglicher Steuern – eher
fremd. Entscheidungen bei so strikt
geregelten Bereichen wie Auftrags-
vergaben im Bauwesen per Los zu
treffen, ist in der Kommunalpolitik
also nicht sachadäquat. Wenn es
nicht so einen Vorfall gäbe wie je-
nen in Graben-Neudorf: Zwei Büros
hatten die ausgeschriebene Leis-
tung für exakt den gleichen Preis
von 51 278,66 Euro angeboten. Da
musste das Los entscheiden – ob-
wohl Glück eigentlich keine Kate-
gorie einer Vergabeentscheidung ist.

Tag 11°/25°
Nacht 12°/19°

Wetterkarte und den ausführlichen
Bericht finden Sie auf Seite 26.

HEUTE AKTUELL

WETTER: Schauer

IM LOKALTEIL

Grünes Licht
für Markus Lüpertz

Karlsruhe billigt Kunstprojekt für U-Strab
Von unserem Redaktionsmitglied
Theo Westermann

Karlsruhe. Mit einer klaren Mehrheit
hat sich der Karlsruher Gemeinderat
gestern Abend zu den Plänen von Mar-
kus Lüpertz bekannt, die sieben Halte-
stellen der U-Strab
mit seinen Werken
zu gestalten. Eine
kommunalpoliti-
sche Mehrheit aus
CDU, SPD, FDP
und weiteren kleineren Gruppierungen
sah die großen Chancen des Projekts,
das nicht in Konkurrenz stünde zum be-
reits vor vielen Jahren vereinbarten
Kunstkonzept für die Haltestellen. Auch
Oberbürgermeister Frank Mentrup
(SPD) bekannte sich zum Angebot des
international renommierten Künstlers.

Dabei wies Mentrup scharf die am Tag
vor der Abstimmung geäußerte Kritik
von ZKM-Chef Peter Weibel zurück. Je-

ner hatte mit dem Blick auf den Gang
des Verfahrens „Demokratiedefizite“
moniert. Er sehe diese nicht, konterte
der OB, er könne die Kritik Weibels
nicht nachvollziehen. Die von Weibel
geforderten hohen Maßstäbe müsse er
auch im ZKM anlegen. Die Gegner in

Sachen Lüpertz-
Kunst kamen aus
den Reihen der
Grünen und der
Kult-Fraktion so-
wie den Linken, sie

kritisierten das Verfahren wie den Fokus
auf die biblische Schöpfungsgeschichte.
Gerade letzteres sorgte wiederum für
heftigen Widerspruch von Stadträten.
Seit Monaten sammelt der Kunstpromo-
tor und einstige Majolika-Geschäftsfüh-
rer Anton Goll Sponsorengelder für das
Projekt. Eine Million Euro werden be-
nötigt, bisher sind rund die Hälfte zuge-
sagt. Städtische Gelder wird es nicht ge-
ben. n Kommentar, Lokales

OB Mentrup kontert
Kritik des ZKM-Chefs

Keine Kripo im
Polizeipräsidium

Pforzheim/Stuttgart (RW). Pforzheim
und Calw teilen sich das 13. Polizeiprä-
sidium des Landes. Gestern beschloss
die Landesregierung, dass Pforzheim
zwar offizieller Sitz des Präsidiums
Nordschwarzwald werden soll. Die Kri-
minalpolizeidirektion wird aber in Calw
angesiedelt.

Innenminister Strobl (CDU) hat Eck-
punkte für eine neue Polizeistruktur ins
Kabinett eingebracht. Sie sehen vor,
dass die Zahl der Polizeipräsidien im
Land bis 2020 von derzeit zwölf auf 13
steigen soll. Während in Ravensburg
und Pforzheim zwei neue Präsidien ent-
stehen, fällt das Präsidium in Tuttlingen
weg. n Kommentar, Südwestecho

„Zschäpe war Mittäterin“
Bundesanwaltschaft fordert Verurteilung der Angeklagten im NSU-Prozess

München (dpa). Die Bundesanwalt-
schaft fordert eine Verurteilung der
mutmaßlichen Rechtsterroristin Beate
Zschäpe als Mittäterin an allen Morden
und Anschlägen des „Nationalsozialis-
tischen Untergrunds“.

Bundesanwalt Herbert Diemer sagte
zum Beginn der Plädoyers im Münch-
ner NSU-Prozess, die Anklagevorwürfe
gegen Zschäpe und die vier Mitange-
klagten hätten sich in allen wesentli-
chen Punkten bestätigt. Zschäpe sei
„Mittäterin“ bei den zehn Morden, zwei
Bombenanschlägen und den Raubüber-
fällen des NSU. Das Strafmaß will Die-

mer erst am Ende des Plädoyers for-
dern, das 22 Stunden dauern soll, ver-
teilt auf mehrere Tage. Zschäpe droht
lebenslange Haft. Mit einem Urteil
wird erst in einigen Monaten gerechnet.

Diemer bezeichnete Zschäpe als Mit-
gründerin und Mitglied einer terroristi-
schen Vereinigung. Sie habe mit ihren
Freunden Uwe Mundlos und Uwe
Böhnhardt neun Menschen türkischer
oder griechischer Herkunft ermordet,
eine Polizistin getötet, einen Bomben-
anschlag auf das Geschäft einer irani-
schen Familie in Köln verübt und eben-
falls in Köln eine Nagelbombe mit gro-

ßer Sprengkraft zur Explosion ge-
bracht.

Darüber hinaus habe Zschäpe ge-
meinsam mit Mundlos und Böhnhardt
schwere Raubüberfälle begangen und
nach dem Tod der beiden Freunde die
letzte gemeinsame Wohnung des NSU
in Zwickau in Brand gesteckt. Die An-
klage argumentiert, Zschäpe sei entge-
gen ihrer eigenen Aussage gleichbe-
rechtigtes Mitglied des NSU und in die
Logistik der Taten arbeitsteilig einge-
bunden gewesen. Oberstaatsanwältin
Anette Greger ergänzte: „Zschäpe fun-
gierte als Tarnkappe.“ n Seite 4

Honig der Prominenten
Viele Prominente schwören auf die
Kraft des Manuka-Honigs aus Neu-
seeland. Weltweit steigen die Preise.
Dabei ist die Frage aller Frage, wie
rein er sein muss. Wirtschaft

Andrang am Airport
Zum Ferienauftakt erwartet der Ba-
den-Airport von Donnerstag bis
Sonntag fast 20 000 Passagiere. Al-
lein am Sonntag werden rund 5000
Fluggäste erwartet. Südwestecho

Packender Kriegsfilm
Vom Kampf ums Überleben erzählt
Christopher Nolans packender Film
„Dunkirk“ über eine dramatische
Rettungsaktion im Zweiten Welt-
krieg. Kultur

Droht „Spermienkrise“?
Die Auswertung von 185 Studien
zeigt: In Ländern mit westlichem
Lebensstil befindet sich die Sper-
mienzahl der Männer im konstanten
Sinkflug. Blick in die Welt

Haas früh raus
Tennisprofi Tommy Haas ist auf sei-
ner Abschiedstour in der ersten
Runde in Hamburg ausgeschieden.
Philipp Kohlschreiber war dagegen
erfolgreich. Sport

Wellbrock im Endlauf
Freistilschwimmer Florian Well-
brock hat das WM-Finale über 800
Meter erreicht. Katie Ledecky krön-
te sich zur erfolgreichsten Schwim-
merin der WM-Geschichte. Sport

Baustellen im Sommer
Die Stadt Karlsruhe nutzt die Feri-
enzeit, um die Verkehrsführung an
zentralen Stellen wie dem Durla-
cher Tor zu ändern. Die Arbeiten
auf der A 5 belasten zusätzlich.

Winzer zum Wetter
Viel Arbeit hat das Wetter den Win-
zern bislang beschert. Das sei aber
ihr Job, sagen sie und blicken nach
Frost und Hitze recht zuversichtlich
auf den Jahrgang in der Region.
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Etwas wagen
THEO WESTERMANN

Ein konkretes Ergebnis wird das klare
Votum im Karlsruher Gemeinderat für
Kunst von Markus Lüpertz in den sieben
U-Strab-Haltestellen sicherlich haben.
Das Einsammeln von Sponsorengeldern
wird dem umtriebigen Promotor der
Idee, Anton Goll, sicherlich leichter fal-
len. Dass aber nach dem Entscheid die
Debatten beendet sind, wird wohl nicht
eintreten. Dafür sind die Gräben zu tief.
Bereits im Vorfeld hat sich eine Kluft auf-
getan, die überraschte. Und zwar zwi-
schen jenen, die das Angebot eines zu-
tiefst mit Karlsruhe verbundenen Künst-
lers, einer der größten Gegenwarts-
künstler unserer Zeit, als Chance für die
Stadt sehen – und auf der anderen Seite
jene, die darin einen unzulässigen Zugriff
einer Art Kultur von oben sehen.

Nun hat vermutlich jede Zeit ihre De-
batten, die sie verdient. Und wahr-
scheinlich ist es ehrlicher, diese zu füh-
ren anstatt Unterschiede zu verkleistern.
Doch manches mutete befremdlich an.
Niemand muss Lüpertz mögen, er selbst
pflegt das Image des Malerfürsten. Es
sei aber an dieser Stelle an die Ausstel-
lungseröffnung vor einigen Wochen im
ZKM mit Markus Lüpertz erinnert, und
mit welcher positiver Kraft er das höchst

unterschiedlich gestrickte Publikum be-
geisterte. Doch woher kommt diese
neue Aversion gegen Religion im öffent-
lichen Raum? Eine neue Bilderstürme-
rei? Dann könnte man eine Menge ab-
räumen, nicht nur in Karlsruhe. Man hat-
te irgendwie in den vergangenen Wo-
chen den Eindruck, es geht um eine Art
Marienaltar für die U-Bahn. Dabei geht
es um die Schöpfungsgeschichte, die in
unterschiedlichen Formen in allen Welt-
religionen, ja in vielen Menschheitskultu-
ren auftaucht. Kunst muss auch etwas
wagen, sie muss überraschen – all das
lässt sich doch mit dem Namen Lüpertz
verbinden. Man muss Chancen ergrei-
fen, die sich bieten, auch wenn nicht al-
les bis ins Letzte ausgegoren ist. Ja,
noch gibt es keine konkreten Entwürfe,
wie „Die sieben Tage des Herrn“ ausse-
hen könnten, noch ist nicht klar, ob das
Geld letztlich zusammenkommen wird.

Aber Karlsruhe hat die große Chance
auf ein Alterswerk des Künstlers. Ein
Verzicht darauf würde niemand verste-
hen, auch nicht die Welt von Kunst und
Kultur. Statt Werbeflächen für Cola und
Persil gibt es nun höchstwahrscheinlich
Kunst von Markus Lüpertz – kein
schlechter Tausch.

Echte Argumente
BERNHARD JUNGINGER

Wem irgendeine Forderung oder Positi-
on der Gegenseite nicht passt, der nennt
sie heute erst einmal populistisch. Der in-
flationäre Gebrauch des Populismus-Vor-
wurfs aber schadet der Streitkultur und
damit der Demokratie. Geredet wird nur
noch übereinander statt miteinander. Dis-
kussionen finden, zumal in den Echo-
kammern sozialer Medien, nur noch unter
Gleichgesinnten statt. Die undifferenzier-
te Diffamierung Andersdenkender bricht
sich in einer Empörungsspirale Bahn, die
den Zusammenhalt der Gesellschaft auf-
weicht. Wo die eigene Meinung endet,
beginnt für viele heute entweder das
„Dunkeldeutschland“ der Nazis oder das
„rot-grün-versiffte“ Gebiet. Doch die pau-
schale Abwertung abweichender Mei-
nungen ist brandgefährlich. Sie führt
auch dazu, dass sich an den äußersten
Rändern des gesellschaftlichen Spekt-
rums immer mehr Extremisten formieren,
die den Staat an sich ablehnen, ihn zer-
stören wollen. Die Bertelsmann-Studie
zum Populismus zeigt zwar, dass der

Großteil der Menschen, die populistische
Positionen vertreten eher moderat als ra-
dikal einzustufen sind, die Staatsfeind-
lichkeit von Links- oder Rechtsradikalen,
Islamisten oder Reichsbürgern also ab-
lehnen. Doch allein die Erkenntnis, dass
viele populistisch eingestellte Deutsche
überzeugt sind, dass die Demokratie
nicht funktioniert, erschreckt. Populisten
sind in vielen Fällen „enttäuschte Demo-
kraten“ heißt es in der Studie – doch was
hat sie an der Demokratie so enttäuscht?
Ist die Forderung nach mehr Volksab-
stimmungen wirklich so abwegig? Viele
Bürger sind offenbar genervt von Politi-
kern, die sie für unmündig halten und
glauben, sie müssten das Volk vor sich
selbst beschützen. Noch, auch das zeigt
die Studie, bedroht der Populismus unse-
re Demokratie nicht ernsthaft. Doch da-
mit dies so bleibt, sollten sich die Politi-
ker, gerade jetzt im Wahlkampf nicht mit
populistischen Methoden und auch nicht
mit der Populismus-Keule gegenübertre-
ten. Sondern mit echten Argumenten.

SCHLEUDERTRAUMA Karikatur: Tomicek

Unwürdiges Geschacher
ROLAND WEISENBURGER

Eine schlechte Struktur kann den größ-
ten Personalpool lähmen. Aber wenn’s
am Personal fehlt, hilft auch die beste
Struktur nichts. Insofern ist es schon
wichtig, dass man in Stuttgart um die
endgültige Ausgestaltung der Polizeire-
form ringt. Ob aber die Kriminalpolizeidi-
rektion letztlich an der Enz sitzt oder an
der oberen Nagold, ist nur für die um
Wählerstimmen buhlenden Politiker inte-
ressant. Die Zweifel der Bürger, ob man
sich auf den Straßen Baden-Württem-
bergs sicher fühlen kann, werden nicht
am Kabinettstisch ausgeräumt, sondern
vom freundlich lächelnden Wachtmeis-
ter unten auf der Straße, am Ende der
dunklen Unterführung oder mitten im ge-
spenstisch leeren Stadtpark.

Mit ihrem unwürdigen Geschacher um
Pöstchen, Präsidien und Direktionen ha-
ben die Vertreter der Politik auf allen
Ebenen dem Sicherheitsgefühl ihrer Bür-
ger einen Bärendienst erwiesen. Die
mussten letztlich den Eindruck haben,
dass es weniger um die Polizei und ihre
funktionierende Organisation geht, son-
dern um Wahlkreisgeschenke und Struk-

turförderung. In der ohnehin aufgeheiz-
ten Unsicherheitsdebatte im sichersten
Land der Republik ist das verheerend.
Bis eben noch hatte die Polizei ihre gro-
ße Strukturreform von 2014 zu verdau-
en, da muss sie sich erneut und gar bis
ins Jahr 2020 mit sich selbst beschäfti-
gen. So lange darf man sich nicht wun-
dern, wenn man an einen gereizten und
überarbeiteten Polizeibeamten gerät.

Danach wird’s besser. Aber nicht, weil
endlich aus zwölf dann 13 Präsidien
wurden und nicht weil der Präsident des
Nordschwarzwalds in Pforzheim resi-
diert, während seine Beamten in Calw
sitzen. Und auch nicht, weil der ehema-
lige CDU-Spitzenkandidat Guido Wolf
sich auf den letzten Drücker doch noch
100 Polizisten für seinen Wahlkreis Tutt-
lingen sicherte. Die Bürger werden sich
sicherer fühlen, weil endlich wieder mehr
Polizisten eingestellt werden. Weil ab
2020 der Aderlass vergangener Jahre
verdaut ist und sich nach langer Zeit
erstmals wieder am Morgen mehr Poli-
zisten die Uniform anlegen, als sie den
Abend zuvor ausgezogen haben.

Duda winkt neue
Reform durch

Warschau (dpa). Nach dem überra-
schenden Stopp zweier umstrittener Jus-
tizreformen per Veto hat Polens Präsi-
dent Andrzej Duda (Foto: dpa) einer wei-
teren Reform der na-
tionalkonservativen
Regierung zuge-
stimmt. Dass Duda
die Reform der nor-
malen Gerichte un-
terschreiben werde,
hatte seine Kanzlei
bereits angekündigt.
Zuletzt hatte Duda
gegen die umstritte-
nen Reformen zum
Obersten Gericht
und des über die Un-
abhängigkeit der Justiz wachenden Lan-
desrichterrats unerwartet Veto eingelegt.
Damit reagierte er auf Proteste sowie
Sanktionsdrohungen der EU-Kommissi-
on. Allerdings sieht Brüssel die Unab-
hängigkeit der Justiz auch durch die nun
von Duda gebilligte Reform bedroht.

Andrzej Duda

ABGEBAUT sind mittlerweile die Metalldetektoren, an denen sich auf dem Jerusale-
mer Tempelberg der Unmut vieler Muslime entzündet hatte. Foto: dpa

Israel baut Detektoren ab
Muslime wollen den Tempelberg-Boykott fortsetzen

Jerusalem (dpa/AFP). Nach blutigen
Unruhen ist Israel im Streit um die
Zugangskontrollen für Muslime am
Tempelberg den Kritikern ein Stück
entgegengekommen. Arbeiter ent-
fernten die Metalldetektoren und
schraubten Überwachungskameras
wieder ab. Vorausgegangen war ein
Beschluss des Sicherheitskabinetts.
Die Vorbehalte der muslimischen Ge-
meinde konnte Israel damit nicht zer-
streuen: Sie will ihren Tempelberg-
Boykott bis auf Weiteres fortführen.

Die israelische Regierung will nach
eigenen Angaben die Sicherheit des

Areals künftig auf andere Weise über-
wachen. Die neuen Metalldetektoren,
an denen sich der Zorn vieler Muslime
entzündet hatte, sollten durch „Si-
cherheitsinspektionen auf der Grund-
lage hoch entwickelter Technologien“
ersetzt werden, teilte das Büro von
Regierungschef Benjamin Netanjahu
mit. Es blieb offen, welche Technolo-
gien damit gemeint sind.

Nach einem Anschlag hatte Israel
zunächst den Zugang zu den muslimi-
schen Gebetsstätten auf dem Tempel-
berg geschlossen und dann mit Me-
talldetektoren versehen.
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Athen kehrt an den
Kapitalmarkt zurück
Athen (dpa). Erstmals seit dem Amts-

antritt Anfang 2015 ist Griechenlands
Links-Rechts-Regierung unter Alexis
Tsipras ein Testlauf für die angestrebte
Rückkehr an den freien Kapitalmarkt
gelungen. Es wurden insgesamt drei
Milliarden Euro bei einer Laufzeit von
fünf Jahren am Anleihemarkt eingesam-
melt, wie gestern das Finanzministeri-
um in Athen mitteilte. Athen hatte an-
fänglich zwischen drei und vier Milliar-
den Euro angepeilt. Es gingen Gebote
über 6,5 Milliarden Euro ein, teilte das
Finanzministerium weiter mit. Der
Zinssatz beträgt effektiv 4,625 Prozent –
bei einem Coupon von 4,375 Prozent.
„Es ist nur der Anfang. Darauf werden
wir bauen. Es wird einen zweiten und
dritten Marktgang geben“, sagte Fi-
nanzminister Euklid Tsakalotos im grie-
chischen Fernsehen (ERT).

BerlinhilftMossulmit
100 Millionen Euro

Berlin (AFP). Die Bundesregierung
will den Wiederaufbau in der von der
Dschihadistenmiliz Islamischer Staat
(IS) befreiten nordirakischen Stadt
Mossul in diesem Jahr mit zusätzlichen
100 Millionen Euro unterstützen. „Jetzt,
wo Mossul befreit ist, bauen wir unsere
Programme schnell aus.

Allein dieses Jahr investieren wir zu-
sätzlich 100 Millionen Euro in die Stabi-
lisierung und den Wiederaufbau“, sagte
Entwicklungsminister Gerd Müller
(CSU) den Zeitungen der Funke Me-
diengruppe. Bislang wurden rund 50
Millionen Euro in die Stabilisierung der
Aufnahmeregionen von Flüchtlingen
aus Mossul und in den Wiederaufbau
der bereits vom IS befreiten Gebiete in-
vestiert.

Erdogan schlägt erneut zurück
Der türkische Präsident erhebt gegen Deutschland Spionagevorwürfe

Ankara/Brüssel (dpa). Die Türkei hält
an ihrem harten Kurs gegen Berlin und
auch Brüssel fest. Nach der Inhaftierung
des deutschen Menschenrechtlers Peter
Steudtner erhob gestern der türkische
Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan
Spionagevorwürfe gegen die Bundesre-
gierung. „Du erlaubst dem Präsidenten
und den Ministern der Türkei nicht, in
deinem Land zu sprechen“, sagte Erdo-
gan vor der AKP-Fraktion im Parlament
in Ankara. „Aber deine Agenten kom-
men und tummeln sich hier in Hotels und
zerteilen mein Land.“ Auch auf höchster
diplomatischer Ebene in Brüssel gab sich
die Türkei in dem Streit unnachgiebig.
Dort war neben dem Fall Steudtner auch

die Inhaftierung des „Welt“-Korrespon-
denten Deniz Yücel angesprochen wor-
den. „Wir müssen einen Unterschied ma-
chen zwischen Terrorismus auf der einen
Seite und politischen Aktivismus und
Journalismus auf der anderen Seite“, be-
tonte der türkische Außenminister
Mevlüt Cavusoglu nach einem Treffen
mit der EU-Außenbeauftragten Federica
Mogherini und EU-Erweiterungskom-
missar Johannes Hahn in Brüssel. Echte
Journalisten dürften nicht mit Terroris-
ten unterstützenden „Pseudo-Journalis-
ten“ verwechselt werden. Cavusoglu
spielte damit auf die von der türkischen
Justiz erhobenen Vorwürfe gegen Yücel
und andere Journalisten an. Ihnen wird

im Zuge der Ermittlungen zu dem
Putschversuch im vergangenen Jahr Ter-
rorunterstützung vorgeworfen. Steudt-
ner, sein schwedischer Kollege Ali Gha-
ravi und acht türkische Menschenrecht-
ler waren am 5. Juli von der Polizei bei ei-
nem Seminar in einem Hotel in Istanbul
festgenommen worden. Regierungsnahe
türkische Medien machten unterdessen
weiter Stimmung gegen Deutschland.
Die Schlagzeile der islamistischen Zei-
tung „Yeni Akit“ lautete gestern:
„Schlimmer als Hitler“. Dazu zeigte das
Blatt ein Foto von Kanzlerin Merkel mit
Hakenkreuz und folgendem Text: „Bei
der Unterdrückung und beim Hass hat
Merkels Deutschland Hitler überholt“.

Etappensieg für Trump
US-Senat eröffnet Debatte über Abschaffung von „Obamacare“

Washington (dpa). Kleiner Erfolg für
US-Präsident Donald Trump: Der US-
Senat hat seinen ersten Schritt zur Ab-
schaffung von „Obamacare“ unternom-
men. Er stimmte mit der knappest mögli-
chen Mehrheit dafür, eine Debatte über
ein Alternativgesetz zu eröffnen. Vize-
präsident Mike Pence musste das Unent-
schieden mit seiner Stimme brechen, weil
zwei republikanische Senatorinnen mit
Nein stimmten. Damit hatte es 50:50 ge-
standen. Alle Demokraten stimmten mit
Nein. Die formale Entscheidung machte
nun lediglich den Weg für die Debatte
frei. Bei der Abstimmung war allerdings

nicht bekannt, über welches Gesetz mit
welchen Inhalten in der Folge debattiert
werden sollte. Der politische Prozess im
Senat sieht die Möglichkeit zahlreicher
Anfügungen und Änderungen zu einem
vorliegenden Text vor. Anschließend geht
der Text zurück in das Abgeordneten-
haus. Mehrere Republikaner, die noch in
der Vorwoche gegen ein eigenes Alterna-
tivgesetz gestimmt hatten, sagten nun Ja
zur Eröffnung einer Debatte. Daraus
lässt sich gleichwohl keine Voraussage
über den Ausgang der kommenden Se-
natsabstimmung über das Gesetz ablei-
ten. Die 50. Stimme kam gestern von Se-

nator John McCain, der trotz einer Ge-
hirnoperation und einer dabei diagnosti-
zierten Krebserkrankung zur Abstim-
mung nach Washington gekommen war.

Das US-Repräsentantenhaus hat der-
weil gestern mit überwältigender Mehr-
heit einen Gesetzentwurf verabschiedet,
der weitere Sanktionen gegen Russland,
den Iran und Nordkorea vorsieht. 419 der
Abgeordneten stimmten dafür, drei vo-
tierten dagegen. Nach dem Repräsentan-
tenhaus muss noch die zweite Kammer
des Kongresses, der Senat, über den Ent-
wurf abstimmen. Dann muss US-Präsi-
dent Donald Trump ihn unterzeichnen.
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„Fest“-Tickets künftig für zehn Euro
Gemeinderat stimmt Verdopplung des Preises zu / Lob für die Organisatoren

Die Tickets für Das Fest werden ab
dem kommenden Jahr teurer. Der Ge-
meinderat stimmte gestern der Erhö-
hung von fünf auf künftig zehn Euro
zu. Dagegen sprachen sich die Kult-
Fraktion, die FDP, die Linke sowie drei
Stadträte der Grünen aus. Die Verwal-
tung hatte die Anhebung unter ande-
rem mit steigenden Kosten für die Si-
cherheit begründet. Auch die Gema-
Gebühren hätten sich erhöht. Außer-
dem soll eine Ausfall-Versicherung ab-
geschlossen werden: Die greift, wenn
das Festival beispielsweise in Folge von
Unwettern teilweise oder komplett
ausfällt. Und: Das „Fest“-Ticket ist
künftig gleichzeitig KVV-Karte.

Aus Sicht der CDU ist die Erhöhung
des Ticketpreises ein angemessener und
richtiger Schritt, so Stadträtin Rahsan
Dogan. Gerade in Anbetracht von
„schlimmen Ereignissen“ andernorts

sei es wichtig, die maximale Sicherheit
zu gewährleisten. Grundsätzlich sei
Das Fest auch künftig keine kommer-
zielle Veranstaltung, schließlich sei im-
mer noch ein großer Teil des Angebots
kostenfrei zugänglich. „Letztlich kom-
men alle zum Zug und auf ihre Kosten“,
zeigte sich Dogan überzeugt.

„Niemand tut sich mit der Erhöhung
leicht“, sagte SPD-Stadtrat Raphael
Fechler. Aber man müsse sich der Rea-
lität stellen. Und letztlich handle es
sich um eine moderate Erhöhung, so
Fechler, der darauf hinweist, dass es für
Inhaber des Karlsruher Passes bezie-
hungsweise des Kinderpasses weiter
bei fünf Euro pro Karte bleibt. Der
SPD sei es zudem wichtig, Das Fest
noch mehr für gesellschaftliche Schich-
ten zu öffnen, die bisher das Festival

nicht besuchen. Eine gewisse Tendenz
zur Kommerzialisierung machte Ekke-
hard Hodapp von den Grünen aus, der
gleichzeitig von einem „tollen, vielfäl-
tigen, friedlichen Fest“ sprach, das

Karlsruhe am Wochenende erlebte.
Auch Redner anderer Fraktionen wür-
digten die enorme Leistung von Chef-
organisator Martin Wacker und seinem
Team. Hodapp betonte den besonderen

Karlsruhe-Faktor: „Das ist unser Fest.“
Der Ticketpreis müsse symbolisch blei-
ben.

Und mancher Karlsruher gehe inzwi-
schen eher zum Vor-Fest, „weil das das

Fest ist, wie es früher war“. Und er be-
zweifle, dass künftig mögliche Sponso-
ren abgelehnt werden mit dem Argu-
ment, man habe genug Geld, so Ho-
dapp. Oberbürgermeister Frank Men-
trup verwies indessen darauf, dass
schon jetzt beispielsweise Tabak-Her-
steller bewusst nicht zum Zug kommen.

Mehrkosten für Sicherheit sollte aus
Sicht der Kult-Fraktion die Stadt tra-
gen. Stadtrat Max Braun sieht die Ge-
fahr, dass sich Menschen den Besuch
von Das Fest nicht leisten können. „Das
Fest hat sich super weiterentwickelt.
Aber wollen die Menschen das? Oder
wollen sie das, was vor zehn Jahren an-
geboten wurde“, fragte Braun. Und
FDP-Stadtrat Thomas Hock sah sich
an Goethe erinnert: „Die Geister, die
ich rief...“ Er fürchtet, dass nach der
Erhöhung des Ticket-Preises auch die
Bands an der Preisschraube drehen.

Die Linken wollten noch weiter ge-
hen: Sie sprachen sich nicht nur gegen
die Erhöhung, sondern gleich für eine
Abschaffung der Tickets aus. Friede-
mann Kalmbach von GfK und Jürgen
Wenzel von den Freien Wählern erin-
nerten indessen daran, dass 70 Prozent
der Angebote bei Das Fest kostenfrei
zugänglich sind. „Es droht auf keinen
Fall eine Kommerzialisierung“, zeigte
sich Kalmbach überzeugt. Grundsätz-
lich gelinge den Organisatoren der
Spagat zwischen Atmosphäre von Pro-
fessionalisierung hervorragend“.

„Wir sind froh, dass es Das Fest gibt“,
versicherte Paul Schmidt von der AfD:
„Aber wir trauern den Tagen nach, als
es noch umsonst war.“ Deshalb schließe
sich die AfD dem Antrag der Linken an,
Das Fest wieder komplett kostenfrei
anzubieten – der keine Mehrheit fand.
Am Ende sagte die AfD dann auch Ja
zur Erhöhung der Ticketpreise.

Der bisher fixe jährliche Zuschuss der
Stadt in Höhe von 140 000 Euro fällt
künftig weg. Tina Kampf

EIN FRÖHLICHES UND FRIEDLICHES FEST erlebten die Besucher am Wochenende in der Günther-Klotz-Anlage. Wer in den Bereich
vor der Hauptbühne möchte, muss dafür künftig zehn Euro am Tag bezahlen. Foto: Hora

Ausfall-Versicherung
wird nun abgeschlossen

Einbrecher in
Mühlburg gestellt

BNN – Einen Einbrecher hat die Po-
lizei in der Nacht zum Dienstag in
Mühlburg am Tatort gestellt. Der
28-Jährige wird dem Haftrichter vor-
geführt, berichten Polizei und Staats-
anwaltschaft. Der Mann steht unter
Verdacht in der Lameystraße an einer
Tankstelle sowie beim angrenzenden

Reifenhandel insgesamt drei Fenster-
scheiben eingeschlagen zu haben. An-
schließend sei er in die Firmenhallen
eingestiegen, um Gegenstände zu ent-
wenden.

Alarmierte Polizeikräfte umstellten
den Tatort. Als der Einbrecher das
Gebäude durch einen Lichtschacht
verlassen wollte, nahm ihn eine Strei-
fe des Reviers West fest. Der 28-Jähri-
ge leistete laut Polizei keinen Wider-
stand.

Polizei-Aktion zu
„200 Jahre Fahrrad“
BNN – Anlässlich des diesjährigen

Drais-Jubiläums veranstaltet das Re-
ferat Prävention des Polizeipräsidi-
ums Karlsruhe ein Wochenendpro-
gramm zum Thema Fahrrad. Am
Samstag, 29., und Sonntag, 30. Juli,
gibt es in der Jugendverkehrsschule
auf dem Engländerplatz von jeweils

10 bis 17 Uhr neben einem Mitmach-
programm auch einen Fahrradpar-
cours sowie die Möglichkeit, mit his-
torischen Draisinen zu fahren. Unter-
stützt werden die Aktionstage von der
Verkehrswacht Karlsruhe.

Zudem informieren die Polizisten
über Rückhaltesysteme, Fahrradhel-
me, Radschlösser sowie e-Bikes. Vor
Ort können sich Kinder außerdem auf
einem Polizeimotorrad fotografieren
lassen.

Krug rückt
für Köpfler nach

ti. Die CDU-Stadträtin Marianne
Köpfler – früher Mußgnug – ist gestern
aus familiären Gründen aus dem Ge-
meinderat ausgeschieden. Für sie rückt
Johannes Krug nach. Der Gymnasial-
lehrer gehörte dem Gremium bereits von
2011 bis zur letzten Kommunalwahl
2014 an. Er war damals für Christiane
Staab nachgerückt, die Bürgermeisterin
von Walldorf wurde.

Heftiges Ringen um das Lüpertz-Projekt
Am Ende einer kontroversen Debatte steht eine eindeutige Mehrheit / OB Mentrup weist Kritik Weibels scharf zurück

Von unserem Redaktionsmitglied
Theo Westermann

28 zu 17 Stimmen hieß es am Ende der
rund eineinhalbstündigen Debatte. Da-
mit war eine Mehrheit gesichert. 28
Stadträte aus den Fraktionen von CDU,
SPD, FDP sowie den kleineren Gruppie-
rungen „Gemeinsam für Karlsruhe
(GfK)“, AfD und Freie Wähler stimmten
für das Angebot des Künstlers Markus
Lüpertz, Kunstwerke für die U-Strab zu
gestalten. Stadträte der Grünen, Kult-
Fraktion (mit Ausnahme von Stadtrat
Lüppo Cramer), der Linken und Einzel-
stadtrat Stefan Schmitt stimmten dage-
gen. Damit hat die Initiative um den
Kunstpromotor Anton Goll grünes
Licht, weitere Sponsorengelder zu sam-
meln. Denn gestern wurde im Ratssaal
klar: Die Stadt selbst wird kein Geld ge-
ben, sieht aber ihrerseits große Chancen
in dem Projekt. An den sieben Haltestel-
len der U-Strab will Lüpertz auf 14 Ke-
ramiktafeln die biblische Schöpfungs-
geschichte abbilden. Die VBK verzichtet
dafür auf dort geplante Werbevitrinen.

In der Debatte prallten die unter-
schiedlichen Positionen unversöhnlich
aufeinander. Die Debatte bildete auch
jene Diskussion ab, die im Vorfeld in der
Öffentlichkeit und in der Kunstszene

stattfand. Einerseits gab es viel Begeis-
terung für die Idee, andererseits aber
auch Kritik. Oberbürgermeister Frank
Mentrup, der im Vorfeld die Chancen
des Projektes betont hatte, nannte noch
einmal die Bedingungen, etwa die priva-
te Finanzierung, die Befristung auf
sechs Jahre, die Gründung eines priva-
ten Vereins als Träger. Der Verein ist
dann auch der Besitzer der Kunstwerke.

Mentrup wurde dabei grundsätzlich:
Das Angebot von Lüpertz habe sein
Grundsatzverständnis von Stadtpolitik
berührt. Er sehe sich in der Rolle eines
„Ermöglichers“. Es gehe nicht um eine
neue Haltestellenkonzeption und ein be-
schlossenes Kunstkonzept, das unange-
tastet bleibe. „Es geht auch nicht um ei-
nen kapitalistischen Ausverkauf des öf-
fentlichen Raums,“ so Mentrup spitz,
der damit einen kursierenden Vorwurf
aufgriff. „Wir bieten die Flächen an, die
wir ansonsten mit Werbung gestaltet
hätten, auf die wir auch keinen Zugriff
haben.“ Der Oberbürgermeister wies
zudem die im Vorfeld geäußerten Vor-
würfe von ZKM-Chef Peter Weibel zu-
rück (die BNN berichteten in ihrer
Dienstagsausgabe). Hier werde mit
„kunsthistorischen Kanonen auf Spat-
zen geschossen“, die Tiefe der Kritik
Weibels könne er nicht nachvollziehen.

Es gebe kein De-
mokratiedefizit.
„Die Vergleiche
Weibels hinken,“
so der OB. Wenn
man so hohe
Maßstäbe an dieses
Projekt ansetze,
sollte man durch-
aus kritisch bei den
eigenen Projekten
sein, sagte Men-
trup in Richtung
Weibel. So seien
etwa die Schloss-
lichtspiele auch
nicht ausgeschrie-
ben gewesen.

Für die CDU-
Fraktion bekannte
sich Stadtrat Al-
bert Käuflein zu
dem Lüpertz-An-
gebot. Die Gremien

von VBK und Kasig hätten zugestimmt,
die Kunstkommission hätte diskutiert,
nun der Gemeinderat. „Die Kritik am
Verfahren kann ich nicht nachvollzie-
hen,“ so Käuflein. Er zeigte sich befrem-
det von der Attacke auf Religion im Le-
ben einer Stadt. „Wir haben doch kein
Verbot von religiöser Kunst im öffentli-
chen Raum“. Der angebliche Wider-
spruch zwischen der (abzubildenden)
Schöpfungsgeschichte und den Natur-
wissenschaften sei doch konstruiert.

Auch Stadträtin Elke Ernemann be-
kannte sich für die SPD-Fraktion zu
dem Projekt unter den genannten Be-
dingungen und erinnerte an das große
Renommee des zutiefst mit Karlsruhe
verbundenen Künstlers. „Das bisherige
Kunstkonzept wird doch gar nicht da-
von tangiert.“ so Ernemann. Bekannt-
lich hat der Gemeinderat 2005 für ein
Lichtkonzept von Ingo Maurer und den

Münchner Architekten Allmann, Sattler
und Wappner votiert. „Eine moderne
Gesellschaft soll religiöse Motive kri-
tisch reflektieren, aber sie soll sie nicht
aus dem öffentlichen Raum verbannen,“
argumentierte auch Ernemann.

FDP-Chef Tom Høyem sah eine über-
flüssige Neiddebatte und verwies eben-
falls auf die Zustimmung der Gremien.
GFK-Chef Friedemann Kalmbach be-
kannte sich auch zum Lüpertz-Angebot.
„Wenn wir alle religiösen Motive aus un-
serem Stadtbild herausnehmen würden,
was bleibt dann noch?“, so Kalmbach.
Auch AfD-Stadtrat Paul Schmidt vo-
tierte dafür. „Man muss nicht religiös
sein, um sich mit dem Thema Schöpfung
zu beschäftigen.“ Freie-Wähler-Stadt-
rat Jürgen Wenzel betonte die großen
Chancen.

Für die Kritiker führte Renate Rastät-
ter (Grüne) einen Verstoß gegen die bis-

her geübte Vergabepraxis in Karlsruhe
an, auch einen Verstoß gegen die bisher
übliche fachliche Debatte. Die Darstel-
lung der biblischen Schöpfungsge-
schichte reklamiere einen christlichen
„Alleinvertretungsanspruch, der nicht
vereinbar ist mit der Vielfalt in unserer
Stadt“. Sie nannte das von Anton Goll
vorgelegte Konzept „großspurig“, man
werde keine Blankovollmacht unter-
schreiben.

Erik Wohlfeil lehnte für vier von fünf
Kult-Stadträten das Projekt ab. Man
wolle keinen „patriarchalischen Schöp-
fungsmythos im öffentlichen Raum“.
Zudem sei die Schöpfungsgeschichte in
der „Wissenschaftsstadt Karlsruhe fehl
am Platz“. Auch die Linke-Stadträtin
Sabine Zürn votierte gegen das Projekt.
Stefan Schmitt (parteilos) begründete
sein Nein mit der widersprüchlichen
Person des Künstlers.

U-STRAB MIT LÜPERTZ: So könnte künftig eine Haltestelle aussehen, wenn die private Initíative rund um Anton Goll die notwendigen
Sponsorengelder von einer Million Euro einwerben kann. Fotomontage: ArtConnect/Artis

AUFMERKSAMER BEOBACHTER der Debatte: der Kunstpromo-
tor Anton Goll. Foto: jodo
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